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Der Reinhalteverband XXXXX betreibt seit XXXXX eine mobile Klärschlammentwässerungsanlage. Die Klärschlammentwässerung erfolgt im Rahmen einer Kooperationsgemeinschaft mit umliegenden Abwasserverbänden und Gemeinden. Die Kläranlagenbetreiber verpflichten sich, den anfallenden Nass-Schlamm über die mobile Entwässerung zu entwässern. Mit den Kooperationspartnern wird ein jährlicher Einsatzplan ausgearbeitet, der grundsätzlich sowohl vom Betreiber der Kläranlage als auch vom Betreiber der Entwässerungsanlage eingehalten werden muss. Das Entgelt für die Leistungen wird in Fixkosten (Annuitäten, Versicherung, Grundwartung) und variablen Kosten (entwässerter Nass-Schlamm, Polymerverbrauch, Diesel für Stromaggregat, Transport) aufgeteilt. Die Entsorgung des entwässerten Klärschlammes obliegt der Verantwortung des Kläranlagenbetreibers. Die Kooperation kann von jedem Partner gekündigt werden und wird von den übrigen Partnern fortgesetzt.

Kooperationsvereinbarung

(zum Betrieb einer gemeinschaftlichen mobilen Klärschlammentwässerungsanlage)

I.

Allgemeines

1.
Partner der Vereinbarung sind:


(
Reinhalteverband ………………..

(
Abwasserverband ………………………..

(
Gemeinde ……………………

(
Marktgemeinde …………………………..

(



(

2.
Zweck

Zweck der Kooperation ist der gemeinschaftliche Betrieb einer mobilen Klärschlammentwässerungsanlage.

3.
Der Sitz der Kooperation ist im RHV …………………………...
4.
Die Partner verpflichten sich; zur Erfüllung der Kooperationsvereinbarung im Verhältnis ihrer Beteiligung beizutragen.

(
Herleitung der Eigenmittel (siehe Vorschlag „Mobile Entwässerungskooperation“ vom März 1994)

(
Anteil entsprechend WR-Bescheid der jeweiligen Kläranlage

(
Die Partner verpflichten sich, die festgelegten Eigenmittel unmittelbar nach Anschaffung der mobilen Schlammpresse in voller Höhe einzuzahlen.


Über die Eigenmittelanteile später eintretender Partner entscheidet der Kooperationsrat.

(
Verfall der Eigenmittel bei Austritt

Die Partner verpflichten sich, während der Dauer der Teilnahme an der Kooperation ihren gesamten Nassschlamm durch die Gerätschaft der Kooperation entwässern zu lassen.
5.
Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Das Ausscheiden eines Partners ist und unter Punkt III geregelt.

(
Als Grundlage zur Kooperationsvereinbarung wird der Vorschlag zur „Mobilen Entwässerungskooperation“ vom März 1994 verwendet (siehe Anlage).


Als Basis für die Eigenmittelverteilung und für die Kostenansätze dient ebenfalls dieser Vorschlag.



Der „Investitionsfall 4“ (lt. Tabelle Seite 12 des Vorschlages) gilt als vereinbart.

(
Sollte eine Auflösung der Kooperation von den Kooperationspartnern beschlossen werden, geht die mobile Entwässerungsgerätschaft in das Eigentum des RHV …….……………… über.


Die übrigen Kooperationspartner haben keinen Anspruch auf Ablöse aus diesem Titel.

(
Der RHV ……………….. kann das Entwässerungsgerät danach als stationäres oder mobiles Gerät für seine eigenen Kläranlagen (nach eigener Entscheidung) betreiben.


Er hat jedoch die noch anfallenden Darlehenstilgungen ab diesem Zeitpunkt aus eigenem zu tragen.


(
Zur Detailabwicklung wird zwischen dem Betreiber (Geschäftsführung) und den einzelnen Kooperationspartnern eine Entwässerungsvereinbarung abgeschlossen.

II.
Geschäftsführung und Vertretung
der Kooperation

6.
Die Partner bestellen eine Geschäftsführung und einen Kooperationsrat.

Der Geschäftsführung obliegt die Vertretung der Kooperation nach außen und die Geschäftsführung im Innenverhältnis, einschließlich der Führung der kaufmännischen Verwaltung. Die Geschäftsführung wird durch Herrn …………………durchgeführt.

Die Geschäftsführung umfasst insbesondere:

a)
die Entgegennahme von Aufträgen und die Entscheidung über den Einsatz der mobilen Klärschlammentwässerungsanlage;

b)
die Vornahme der erforderlichen Rechtsgeschäfte im Zusammenhang mit dem Betrieb und der Wartung der mobilen Klärschlammentwässerungsanlage;

c)
die Vorbereitung aller dem Kooperationsrat obliegenden Aufgaben.


In den Kooperationsrat entsendet jeder Partner einen Bevollmächtigten. Der Rat entscheidet mit Einstimmigkeit. Ist Einstimmigkeit nicht zu erzielen, hat die Durchführung des zur Entscheidung vorgetragenen Vorganges zunächst zu unterbleiben. Die endgültige Entscheidung ist der Beschlussfassung der Partner vorbehalten.

Der Kooperationsrat tritt nach Bedarf zusammen. Er ist beschlussfähig, wenn alle Partner ordnungsgemäß geladen waren und zumindest die Hälfte der Partner anwesend sind. Die Leitung der Verhandlungen obliegt einem von den Mitgliedern des Kooperationsrates aus ihrer Mitte zu bestimmenden Vorsitzenden. Dieser hat für die Anfertigung eines Protokolls jeder Sitzung Sorge zu tragen.

7.
Die Geschäftsführung hat ihren Sitz im RHV …………………….

Der RHV …………… übernimmt sowohl die geschäftsführende als auch verwaltungstechnische Abwicklung der Geschäfte.

Damit sind neben der eigentlichen Geschäftsführung auch Buchführung (Kostenrechnung), sonstige Verwaltungsarbeit, Organisation, Personalfragen, etc. verbunden.

Ebenso ist damit die Organisation des notwendigen ausführenden Personals, die erforderlichen Stoffe, sonstigen Geräte etc. verbunden. 

Der Geschäftsführer hat für die ordnungsgemäße Durchführung der Kooperation übertragenen Aufgaben zu sorgen. Er ist auch für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen sowie der behördlichen Anordnungen verantwortlich.

8.
Die Geschäftsführung besorgt auch die finanzielle Gebarung unter der Aufsicht des Kooperationsrates. Für das Konto sind der Geschäftsführer und der Vorsitzende des Kooperationsrates zeichnungsberechtigt.

9.
Die auf die einzelnen Partner entfallenen Kostenbeiträge werden vom Geschäftsführer berechnet und schriftlich zur Zahlung vorgeschrieben. Sie sind binnen einem Monat nach Zustellung der Zahlungsvorschreibung einzuzahlen (siehe dazu auch Anhang zur Kooperatonsvereinbarung).

10.
Für jedes Geschäftsjahr ist vom Geschäftsführer ein Voranschlag als Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben aufzustellen und vom Kooperationsrat bis spätestens 30 Tage vor Ende des ablaufenden Geschäftsjahres zu beschließen.

Auf Basis dieses Vorschlages erfolgt die Festlegung der Entwässerungskosten je m3 Nassschlamm.

(
Die Abdeckung der gesamten Entwässerungskosten erfolgt durch Fixierung von Preisen für die Nassschlammentwässerung je m3 Nassschlamm.

(
Diese Kosten (je m3 Nassschlamm) werden als Durchschnittsatz mit €. ….,--/m3 Nassschlamm (netto o. MWSt.) für das „Grundpaket“ (Grundwert)
- Preisbasis: Jänner 2010 - festgelegt.

(
Alle direkte, von den Entwässerungsvorgängen verursachte Kosten, wie Personal-, Materialkosten (Strom, Flockungsmittel, Wasser etc. sowie Bedienungspersonal, Verwaltung usw.) werden entweder vom Kooperationspartner (z. B. für Strom, Flockungsmittel, Wasser etc.) unmittelbar getragen oder sind somit in den Einheitswerten der Kosten je m3 Nassschlamm enthalten.

(
Die „indirekten“ Betriebskosten, wie Reparatur, Treibstoff, Wartung, Schmiermittel sind ebenfalls in den Einheitswerten der Kosten je m3 Nassschlamm enthalten.

(
Durch die Geschäftsführung wird eine derartige Kostenrechnung (Buchhaltung) geführt, dass eine nachvollziehbare Aufwands- (bzw. Kosten-) belastung für alleKooperationspartner gegeben ist.


Hiezu wird das kamerale Rechnungswesen gewählt.

(
Sollte der Gesamtkostenanfall unter jenem der erzielten Einnahmen liegen, werden im Verhältnis der entwässerten Kubikmeter Naßschlammes, diese Mehreinnahmen den Kooperationspartner, nach Ablauf der gesamten Vereinbarungsdauer, gutgeschrieben.

11.
Dem Kooperationsrat obliegt auch die Genehmigung des Geschäftsberichts, des Rechnungsabschlusses und die Entlastung des Geschäftsführers.

12.
Dem Kooperationsrat obliegt die Überwachung des Geschäftsführers sowie die Erteilung von Weisungen an diesen. Die Bestellung und Entlassung eines Geschäftsführers ist an die Zustimmung der Partner gebunden.

13.
Anschaffungen mit einem €. ….,-- übersteigenden Wert bedürfen der Genehmigung des Kooperationsrates.

III.
Kündigung und Ausschluss eines Partners

14.
Die Vereinbarung kann von jedem Partner zu Ende eines Geschäftsjahres, unter Einhaltung einer 6-monatigen Kündigungsfrist, gekündigt werden, sofern keine anderen vertraglichen Vereinbarungen gelten. Die Kündigung vermittelt keinen Anspruch auf einen Anteil am Vermögen der Kooperation. Die Beteiligung des ausscheidenden Partners wächst den verbleibenden Partnern im Verhältnis ihrer Beteiligungsquote zu.

15.
Ein Partner kann durch einstimmigen Beschluss der übrigen Partner aus wichtigen Gründen ausgeschlossen werden. Wichtige Gründe sind wesentliche und beharrliche Vertragsverletzung, die insbesondere dann anzunehmen ist, wenn ein Partner mit seinen Beitragsleistungen durch mehr als 4 Wochen nach gehöriger schriftlicher Mahnung im Rückstand ist.

16.
Durch Ausscheiden eines Partners löst sich die Kooperation nicht auf; sie wird zwischen den übrigen Partnern fortgesetzt.

IV.

17.
Schlichtungsstelle



…………………………………………….

…………………………………………….
V.

18.
Gerichtsbarkeit



………………………………..

...................................................., am ..............................


Gemeinde/Verband

(Partner der Kooperation)

